
 

  

S 1 SB 358/22 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Schwerbehindertenrecht
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Altersrente

Altersrente für schwerbehinderte
Menschen ohne Abschläge
Ausgang des Hauptsacheverfahrens
abwarten
besondere gesteigerte Anforderungen
besondere Härte
einstweiliger Rechtsschutz
Existenzminimum
ganz eng begrenzte Ausnahmefälle
Glaubhaftmachung eines
Anordnungsgrundes
schwerbehindertenrechtliches Verfahren
sozialgerichtliches Verfahren
unzumutbarer Nachteil
Verfahren nach dem SGB IX

Leitsätze 1. In Verfahren nach dem SGB IX sind
Anträge auf einstweiligen Rechtsschutz
nicht völlig ausgeschlossen, unterliegen
allerdings besonderen gesteigerten
Anforderungen an die Glaubhaftmachung
eines Anordnungsgrundes. Eine
besondere Härte kann nur in ganz eng
begrenzten Ausnahmefällen
angenommen werden, z.B. dann, wenn
die Gefahr besteht, dass das
verfassungsrechtlich verbürgte
Existenzminimum nicht mehr gesichert
werden kann.
2. Die Möglichkeit, Altersrente für
schwerbehinderte Menschen ohne
Abschläge zu beziehen, stellt keine einen
Ausnahmefall begründende besondere
Härte im vorstehenden Sinne dar.

Normenkette SGB IX § 152
SGG § 86b Abs. 2
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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 SB 358/22 ER
Datum 18.08.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 SB 129/22 B ER
Datum 13.10.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Landshut vom
18.08.2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

G r Ã¼ n d e :

I.

Die Antragstellerin und jetzige BeschwerdefÃ¼hrerin (im Folgenden: Bf.) begehrt
die Verpflichtung des Antragsgegners und Beschwerdegegners (im Folgenden: Bg.)
zur Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von 50 (statt bisher 30) nach 
Â§ 152 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) im Wege des einstweiligen
Rechtsschutzes.

Mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 28.04.2021 stellte der Bg. bei der 1958
geborenen Bf. ab 16.02.2021 einen Gesamt-GdB von 30 fest. Dieser Entscheidung
lagen folgende GesundheitsstÃ¶rungen zu Grunde:
* Seelische StÃ¶rung, chronisches Schmerzsyndrom, Missempfindungen im Bereich
des linken Unterkiefers (Einzel-GdB: 30),
* Fingerpolyarthrose, Daumensattelgelenksarthose (Einzel-GdB: 10)

Mit am 23.03.2022 beim Bg. eingegangenem Neufeststellungsantrag beantragte die
Bf. Ã¼ber ihre BevollmÃ¤chtigten (abermals) die ErhÃ¶hung des GdB auf
wenigstens 60. GestÃ¼tzt auf eine versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme vom
31.05.2022 lehnte der Bg. diesen Antrag mit Bescheid vom 14.06.2022 wegen
fehlender Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, wie sie
dem Bescheid vom 28.04.2021 zugrundgelegen hÃ¤tten, ab und legte dabei
nunmehr folgende GesundheitsstÃ¶rungen zu Grunde:
* Seelische StÃ¶rung, chronisches Schmerzsyndrom, Missempfindungen im Bereich
des linken Unterkiefers (Einzel-GdB: 30),
* Fingerpolyarthrose, Daumensattelgelenksarthose (Einzel-GdB: 10),
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* Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule (Einzel-GdB: 10)

Am 22.06.2022 erhob die Bf. dagegen Widerspruch.
Den am 27.07.2022 beim Sozialgericht Landshut (SG) gestellten Antrag auf
Anerkennung eines GdB von mindestens 60 im Wege des einstweiligen
Rechtschutzes (erfasst unter dem Az. S 1 SB 358/22 ER) hat das SG mit Beschluss
vom 18.08.2022 abgelehnt. Eine besondere HÃ¤rte, die ausnahmsweise eine
besondere EilbedÃ¼rftigkeit und damit einen Anordnungsgrund begrÃ¼nden
kÃ¶nnte, sei in der vorliegenden Konstellation, nÃ¤mlich der MÃ¶glichkeit,
Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen ohne AbschlÃ¤ge zu erhalten, nicht
erkennbar. Auf die Einzelheiten der BegrÃ¼ndung des Beschlusses vom 18.08.2022
wird Bezug genommen.
Gegen den Beschluss des SG, welcher dem BevollmÃ¤chtigten am 19.08.2022
zugestellt worden war, hat der BevollmÃ¤chtigte der Bf. mit am 25.08.2022 beim
SG und am 02.09.2022 beim Bayerischen Landessozialgericht (LSG)
eingegangenem Schreiben vom 25.08.2022 Beschwerde erhoben.
Die Beschwerde hat der BevollmÃ¤chtigte im Wesentlichen damit begrÃ¼ndet, dass
mit der Feststellung des SG, dass in Bezug auf die Bf. eine besondere HÃ¤rte nicht
erkennbar sei, kein EinverstÃ¤ndnis bestehe. Vorliegend seien die einzelnen
GesundheitsstÃ¶rungen mit den damit verbundenen Folgen und
BeeintrÃ¤chtigungen zu berÃ¼cksichtigen. Im Rahmen des einstweiligen
Rechtsschutzes werde nur die Anerkennung eines Gesamt-GdB von 50
(Anerkennung der Schwerbehinderteneigenschaft) geltend gemacht. Im Weiteren
hat der BevollmÃ¤chtigte sein Vorbingen mit den gesundheitlichen Beschwerden
der Bf. begrÃ¼ndet und auf die bereits vorgelegten Atteste Bezug genommen sowie
nochmals ausgefÃ¼hrt, dass die Bf. bei Anerkennung der
Schwerbehinderteneigenschaft die MÃ¶glichkeit habe, Altersrente fÃ¼r
schwerbehinderte Menschen ohne AbzÃ¼ge zu beziehen. Aus der bereits beim SG
vorgelegten BestÃ¤tigung der Deutschen Rentenversicherung (DRV) vom
17.06.2022 ergÃ¤be sich, dass die Bf. Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte ab
dem 01.10.2022 beantragt habe.
Den gegen den Bescheid vom 14.06.2022 eingelegten Widerspruch wies der Bg.
nach Einholung einer weiteren versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom
05.09.2022 mit Widerspruchsbescheid vom 15.09.2022 zurÃ¼ck. Die zugrunde
gelegten GesundheitsstÃ¶rungen wurden dabei wie folgt gefasst:
* Seelische StÃ¶rung, chronisches Schmerzsyndrom, Missempfindungen im Bereich
des linken Unterkiefers, Fibromyalgie (Einzel-GdB: 30),
* Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule (Einzel-GdB: 10),
* Fingerpolyarthrose, Daumensattelgelenksarthose, links operiert (Einzel-GdB: 10)

Hiergegen hat die Bf. durch ihre BevollmÃ¤chtigten am 23.09.2022 Klage zum SG
erheben lassen, welche unter dem Az. S 3 SB 469/22 gefÃ¼hrt wird. Die Bf. verfolgt
in diesem Klageverfahren das Ziel, den Bg. zu verpflichten, einen Gesamt-GdB von
mindestens 60 festzustellen. Medizinische Ermittlungen sind in diesem
Klageverfahren bislang nicht durchgefÃ¼hrt worden.

Der BevollmÃ¤chtigte der Bf. beantragt:
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1. Der Beschluss des Sozialgerichts des Landshut vom 18.08.2022 wird aufgehoben.
2. Der Antragsgegner wird vorlÃ¤ufig im Rahmen des einstweiligen Rechtsschutzes
verpflichtet, bei der Antragstellerin einen GdB von 50 festzustellen.
3. Der Antragsgegner trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Der Bg. beantragt,

Â Â Â Â Â  die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist insbesondere darauf, dass die mitÃ¼bersandten Ã¤rztlichen Berichte im
Rahmen des Widerspruchsverfahrens berÃ¼cksichtigt worden seien.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhaltes wird im Ã�brigen auf die Akten des LSG (L 2 SB
129/22 B ER) und des SG (S 1 SB 358/22 ER) sowie auf die Verwaltungsakte des Bg.
Bezug genommen.

II.

Die Beschwerde gegen den Beschluss des SG vom 18.08.2022 erweist sich als
erfolglos. Das SG hat den Erlass einer einstweiligen Anordnung, gerichtet auf die
Feststellung eines GdB von 50 im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, zu
Recht abgelehnt.

Die Beschwerde der Bf. ist gemÃ¤Ã� Â§ 172 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig (Â§ 173 SGG). Die Beschwerde ist
insbesondere nicht nach Â§ 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG ausgeschlossen. Dies wÃ¤re bei
einer Beschwerde im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes dann der Fall,
wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zulÃ¤ssig wÃ¤re. Eine auf die
Feststellung eines (hÃ¶heren) GdB gerichtete Berufung ist aber nicht
ausgeschlossen (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG).

Die Beschwerde ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Die Bf. hat weder die besonderen
Anforderungen an die Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrundes noch eines
Anordnungsanspruches erfÃ¼llt. Der Senat weist die Beschwerde aus den
GrÃ¼nden des angefochtenen Beschlusses des SG zurÃ¼ck und macht sich diese
vollumfÃ¤nglich zu eigen (Â§ 142 Abs. 2 Satz 3 SGG). Lediglich ergÃ¤nzend weist
der Senat auf Folgendes hin:

Im Verfahren nach dem SGB IX sind AntrÃ¤ge auf einstweiligen Rechtsschutz nicht
vÃ¶llig ausgeschlossen, unterliegen allerdings besonderen gesteigerten
Anforderungen an die Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrundes. Denn
grundsÃ¤tzlich ist es Antragstellern/-innen nach dem SGB IX zuzumuten, den
Ausgang des Hauptsacheverfahrens abzuwarten (Bayer. LSG, Beschluss vom
03.12.2020 â�� L 18 SB 151/20 B ER, Rn. 18, juris). Der Erlass einer einstweiligen
Anordnung kommt allenfalls dann in Betracht, wenn Ã¼ber die bloÃ�e
Beschleunigung hinaus eine besondere HÃ¤rte vorliegt (Bayer. LSG, a.a.O.;
BeschlÃ¼sse vom 11.05.2021 â�� L 2 SB 58/21 B ER; vom 21.01.2020 â�� L 2 SB
153/19 B ER; vom 14.06.2016 â�� L 15 SB 97/16 B ER, Rn. 12 juris; jeweils m.w.N.;
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LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 23.11.2012 â�� L 8 SB 3897/12 ER-B,
Rn. 45 juris; vgl. auch LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 21.09.2015 â�� L 7 SB
48/14 B ER, Leitsatz Ziffer 1 und Rn. 23, zitiert nach juris). Eine solche besondere
HÃ¤rte kann nur in ganz eng begrenzten AusnahmefÃ¤llen angenommen werden
(vgl. auch Dau in: Juris PR-SozR 1/2011), z.B. dann, wenn die Gefahr besteht, dass
das verfassungsrechtlich verbÃ¼rgte Existenzminimum nicht mehr gesichert
werden kann (vgl. Bayer. LSG, Beschluss vom 03.12.2020; LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 23.11.2012; LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom
21.09.2015; jeweils a.a.O.).

Unter Zugrundelegung dieser PrÃ¤missen ist festzustellen, dass vorliegend ein
Anordnungsgrund (EilbedÃ¼rftigkeit) nicht glaubhaft gemacht ist, da eine
besondere HÃ¤rte, die es der Bf. unzumutbar machen wÃ¼rde, die Entscheidung in
der Hauptsache abzuwarten, unter Zugrundelegung ihres Vortrags nicht gegeben
ist.

Dem Senat erschlieÃ�t sich bereits nicht, inwiefern die von der Bf. ins Feld
gefÃ¼hrte, von ihr ab dem 01.10.2022 beantragte Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig
Versicherte mit AbschlÃ¤gen eine besondere HÃ¤rte im vorerlÃ¤uterten Sinne
darstellen soll, weil die Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte nicht an die
Schwerbehinderung, sondern an eine anrechenbare Versicherungszeit von 35 (und
mehr) Jahren anknÃ¼pft.

Aber auch das Begehren der Bf., Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen ohne
AbschlÃ¤ge (anstelle einer Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte mit
AbschlÃ¤gen) zu beziehen, stellt keine einen Ausnahmefall begrÃ¼ndende
besondere HÃ¤rte im vorstehend erlÃ¤uterten Sinne dar. Es ist nÃ¤mlich nichts
erkennbar, was den Fall der Bf. von der Situation anderer Antragsteller/-innen, die
auch die Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft anstreben, maÃ�geblich
unterscheidet. Typischerweise haben die Betroffenen in den Verfahren auf
Feststellung von Schwerbehinderung z.T. erhebliche FunktionseinschrÃ¤nkungen
und erhoffen sich durch die Feststellungen der Schwerbehinderung Erleichterungen
im (beruflichen) Alltag oder andere (wirtschaftliche) Vorteile, z.B. â�� wie hier â��
die Vermeidung von AbschlÃ¤gen bei der GewÃ¤hrung von AltersbezÃ¼gen oder
einen frÃ¼heren Rentenbezug. Dies ist aber kein Grund, solche Verfahren in den
einstweiligen Rechtsschutz zu verlagern, nur damit eine mÃ¶glichst schnelle
gerichtliche KlÃ¤rung â�� und sei es nur vorlÃ¤ufig â�� mÃ¶glich ist. Die Situation
der Bf. unterscheidet sich nicht von derjenigen einer Vielzahl von KlÃ¤ger/-innen,
die regelmÃ¤Ã�ig den Ausgang des von ihnen betriebenen Klageverfahrens
abwarten, wenn sie wegen der Versagung der begehrten Feststellung gerichtliche
Hilfe in Anspruch nehmen (vgl. LSG fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss
vom 28.01.2010 â�� L 6 B 36/09 SB ER betreffend den Nachteilsausgleich
â��aGâ��). Allein der â�� andere KlÃ¤ger/-innen ebenso betreffende â�� Umstand,
dass ein Gerichtsverfahren eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt, ist kein von
vornherein unzumutbarer Nachteil (Bayer. LSG, BeschlÃ¼sse vom 11.05.2021 und
vom 21.01.2020, jeweils a.a.O.; LSG fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen, a.a.O.).

SchlieÃ�lich sind auch, ohne dass es hierauf ankÃ¤me, die Voraussetzungen eines
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Anordnungsanspruches, zu dem die BevollmÃ¤chtigten unter Hinweis auf die
Schwere der gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen der Bf. erneut umfassend und
redundant vortragen, nicht glaubhaft gemacht. Nachdem im Beschwerdeverfahren
â�� worauf der Bg. zutreffend verweist â�� diesbezÃ¼glich keine neuen Tatsachen
vorgetragen worden sind, erÃ¼brigen sich in Anbetracht der umfassenden
AusfÃ¼hrungen des SG hierzu weitere AusfÃ¼hrungen.

Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz war daher abzulehnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 20.10.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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